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Landesverband Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland e.V. 
Friedrich-Ebert-Anlage 56  60325 Frankfurt am Main 

Hessischer Landtag  
Haushaltsausschuss 
Schlossplatz 1 -3 
65183 Wiesbaden 
 
         29. Mai 2018 
 
 

Az. I A 2.7 
 
Öffentliche Anhörung des Haushaltsausschusses zum Gesetzentwurf für ein Gesetz 
über das So�derver�öge� „U�iversitätsbibliothek Fra�kfurt a� Mai� u�d Woh�-
raum-und Wohnumfeldförderung (Drucksache 19 / 6296) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zunächst danke ich im Namen des BFW Landesverband Freier Immobilien- und Woh-
nungsunternehmen Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland für die Möglichkeit zum Gesetz-
entwurf über das Sondervermögen “U�iversitätsbibliothek Fra�kfurt a� Mai� u�d 
Wohnraum-u�d Woh�u�feldförderu�g“ Stellu�g �eh�e� zu dürfe�. 
 
Im Hinblick auf die Adressierung erlaube ich mir allerdings den Hinweis, dass unser 
Verband satzungsgemäß den offiziellen Namen führt:  
 
BFW Landesverband Freier Immobilien und Wohnungsunternehmen Hessen/Rhein-
land-Pfalz/Saarland e.V.  
 
Auch den E-Mail-Kontakt bitte ich zu korrigieren: 
 

info@bfw-hrs.de 
 
Die im BFW organisierten, mittelständischen Unternehmen sind bundesweit für mehr 
als 50 % des Wohnungsneubaus verantwortlich. Auch im BFW Landesverband Hes-
sen/Rheinland-Pfalz/Saarland sind überwiegend Bauträger und Projektentwickler or-
ganisiert. 
 
Unsere Unternehmen schaffen Wohnraum! 
 
Die im BFW Landesverband Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland organisierten Bauträger 
und Projektentwickler bauen überwiegend Eigentumswohnungen für private Investo-
ren. Dabei ist der Bau von Eigentumswohnungen ein wichtiger Beitrag im Bereich der 
Eigentumsbildung. Er trägt allerdings über Sickerungseffekte auch zur Entlastung des 
Mietmarktes mit bei. 
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Allerdings ist der Bau von Eigentumswohnungen auch ein maßgeblicher Beitrag bei 
der Schaffung von Mietwohnungen. Denn tatsächlich werden mehr als die Hälfte der 
neugebauten Wohnungen vermietet. Auch wird häufig übersehen, dass gerade pri-
vate Investoren die größte Anbietergruppe im Mietwohnungsmarkt sind. Denn die 
Summe der privaten Vermieter, die meist nur über ein bis zwei Eigentumswohnungen 
verfügen, sind in ihrer Gesamtheit mit rund 66 % der größte Anbieter auf dem Miet-
wohnungsmarkt. Dies hat schon die Studie des IWU Instituts für das BBSR im Jahr 
2015 bestätigt (BBSR online 2/2015). 
 
Selbstverständlich unterstützt der BFW, dessen Unternehmen sich schon seit Grün-
dung im Jahre 1946 für die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum engagieren, 
die Schaffung bezahlbaren Wohnraums. Daher engagiert sich der BFW Landesverband 
auch in der Allianz für Wohnen in Hessen. 
 
Allerdings haben wir schon im Rahmen der Anhörung zur Richtlinie des Landes Hessen 
zur sozialen Mietwohnraumförderung als BFW Landesverband Hessen/Rheinland-
Pfalz/Saarland deutlich kritisiert, dass die derzeit bestehenden Förderrichtlinien die 
Inanspruchnahme der bereitgestellten Fördermittel faktisch nur für bestandshaltende 
Unternehmen ermöglicht, deren Gesellschafter häufig das Land oder die Kommunen 
selbst sind. 
 
Auch mit dem geplanten Sondervermögen zum Erwerb von Grundstücken in der Stadt 
Frankfurt und hessischen Teilen des Rhein-Main-Gebietes nach §2 Abs. 1 Nr. 2 des Ent-
wurfes werden private Wettbewerber nicht in den Adressatenkreis eingebunden. 
Ohne die Adressaten im Einzelnen zu nennen, wird aus den Erläuterungen zu § 2 Abs. 1 
Nr. 2 deutlich, dass die genannten Bedingungen nur von einer bestimmten Gruppe 
von Unternehmen erfüllt werden können. Mindestens die Hälfte der Wohnungen im 
geförderten Wohnungsbau zu errichten, ist privaten Investoren nicht möglich, da sie 
hierfür realistisch auch keine Landesmittel der Wohnraumförderung in Anspruch neh-
men können.  
Sie werden hier keine Grundstücke erwerben können. 
 
Faktisch wirkt sich der Zuschnitt der Bedingungen des Sondervermögens wie ein För-
derprogramm für ganz bestimmte Unternehmen aus. Andere werden von diesem 
Markt ausgeschlossen. Durch die eingesetzten Fördermittel, die faktisch nur einzelnen 
Gruppen zugänglich sind, wird der Wettbewerb verzerrt. 
 
Die Grundsätze eines fairen marktwirtschaftlichen Wettbewerbs werden damit verlas-
sen. 
 
Der BFW Landesverband Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland lehnt den geplanten Geset-
zesentwurf daher mit aller Deutlichkeit ab. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
G. Lipka 
(Rechtsanwalt) 
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 Ihr Zeichen I A 2.7 
 Ihre Nachricht vom 08. Mai 2018 

 Unsere Zeichen Eh 

 Datum 04. Juni 2018 

 
 
  

Stellungnahme 
   

 

 
Sehr geehrter Herr Decker, 

sehr geehrter Herr Zinßer, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

für die Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme  

 

zu dem  

  Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für 

  ei� Gesetz über das So�derver�öge� „U�iversitätsbibliothek Frankfurt am 

  Main und Wohnraum- u�d Woh�u�feldförderu�g“, Dru�ks. �9/6�96 

 

bedanken wir uns. 

 

Die von Ihnen getrennt angeschriebenen Verbände verzichten aus Vereinfachungsgründen 

und zur Vermeidung von Wiederholungen auf getrennte Stellungnahmen.  

 

Hessischer Landtag 
Herrn Wolfgang Decker, MdL 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

8



 

Unser Verband vertritt die Interessen der der privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigen-

tümer in Hessen. Diese verfügen über rund 2,5 Millionen Wohnungen, also über mehr als 

85,4 Prozent des gesamten hessischen Wohnungsbestandes. Sie investieren jährlich über 7,1 

Milliarden Euro in ihre hessischen Immobilien. Unter Berücksichtigung der positiven           

Bes�häftigu�gseffekte i� �eitere� Bra��he� si�her� oder s�haffe� diese I��estitio�e� jähr-

lich rund 135.000 Arbeitsplätze in Hessen. Haus & Grund Hessen ist mit über 62.000 Mitglie-

dern und 82 angeschlossenen Ortsvereinen der mit Abstand größte Vertreter der privaten 

Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer in Hessen. 

 

Unser Verband begrüßt die im vorliegenden Gesetzentwurf geplante Verwendung des          

voraussichtli�he� Verkaufserlöses zu� Auf�au ei�es So�der�er�öge�s „U�i�ersitäts�i�lio-

thek Frankfurt am Main und Wohnraum- u�d Woh�u�feldförderu�g.“ Die Mittel�er�e�-

dung trägt dem Umstand Rechnung, dass in Frankfurt am Main sowie dessen Umland ein 

ausgeprägter Mangel an Wohnraum besteht und insbesondere aufgrund des Anstiegs der 

Bevölkerungs- und Haushaltszahlen von einem fortschreitenden Mangel und Preisanstieg bei 

Wohnraum zu rechnen ist.  

 

Allerdings ist festzuhalten, dass die teilweise Mittelverwendung für die in der Gesetztes-

�egrü�du�g ge�a��te )ielsetzu�g „S�haffu�g �o� �ezahl�are� Woh�rau� für �reite Be�öl-

keru�gss�hi�hte�“ kau� �ehr als ei� Tropfe� auf de� heiße� Stei� darstelle� ka��. Die     

Politik ist nach Jahren der Stagnation und Rückschritte aufgefordert adäquate Maßnahmen 

zu ergreifen, die zur einer spürbaren Entlastung des Wohnungsmarktes im Rhein-Main-

Gebiet und insbesondere demjenigen der Stadt Frankfurt am Main führen.  

 

Der vorliegende Gesetzentwurf geht tatsächlich davon aus, dass Wohnraum ausschließlich 

durch die Verfügbarkeit von Bauland geschaffen werden kann (S. 5, Begründung A. Allge-

meiner Teil). Zur Engstelle der mangelnden Baufläche in den Städten, die für Eigentum wie 

Mietwohnungen gleichermaßen gilt, lohnt allerdings ein Blick auf eine Studie der TU Darm-

stadt in Zusammenarbeit mit dem Pestel-Institut Hannover aus dem Jahr 2016: Danach wür-

den in Deutschland 1,5 Mio. zusätzliche Wohnungen möglich durch Aufstockungen von 

Wohnhäusern. Frau Prof. Dr. Klärle hat zudem für die Stadt Frankfurt in einer vielbeachteten 

Studie ein entsprechendes erhebliches Wohnraumpotential für die Stadt Frankfurt ermittelt. 

Ebenso könnte der Ausbau von Dachgeschossen eine erhebliche Wirkung bei der Schaffung 

von Wohnraum entfalten. Von der Politik seien neben der Förderung derartiger Maßnah-

men, einfachere Baugenehmigungsverfahren sowie die Lockerung von Vorschriften, bei-

spielsweise bei der Stellplatzverordnung gefordert, wie es leider nur teilweise in der anste-

henden Novelle der Hessischen Bauordnung berücksichtigt worden ist. 

 

Daneben sehen wir die Möglichkeiten der Eigentumsbildung als wesentlichen Teilaspekt       

einer möglichen Entlastung des Wohnungsmarktes, gerade in den Ballungsgebieten, an. 

Nach einer 2016 veröffentlichten Studie des Forschungsinstituts Empirica, können neue      

Eigenheime in Stadtrandlagen eine entlastende Wirkung auf angespannte Wohnungsmärkte 
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haben: Die hieraus resultierenden Umzugsketten insbesondere an Stadtrandlagen führen zu 

einem Freiwerden von Mietwohnungen in nachgefragten innerstädtischen Gebieten. Eine 

junge Familie etwa, die sich den Traum von den eignen vier Wänden in weniger nachgefrag-

ten Randlagen finanziell verwirklichen kann, unternimmt diesen Schritt, soweit eine gute Er-

reichbarkeit der Zentren gewährleistet ist. Eine stärkere Förderung dieser Personengruppe 

kann zu nennenswerten Entlastungen der nachgefragten Wohnlagen führen. Die vorgesehe-

ne Stärkung von Siedlungsrändern und Wohnquartieren sowie die Ergreifung von Maßnah-

men zur Ausbau der notwenigen Infrastruktur sind daher unter dem Aspekt der Entlastung 

der Wohnraumzentren grundsätzlich zu begrüßen, erweisen sich jedoch im Ergebnis als ein-

geschränkter Lösungsansatz.  

 

Der Ankauf von Belegungsrechten stellt ein geeignetes Mittel dar, Haushalten mit geringem 

Einkommen kurzfristig Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Unser Verband ist allerdings der 

Ansicht, dass die Regelungen im sozialen Wohnungsbau in der Form der reinen Objektförde-

rung sowohl die wirtschaftlichen als auch die gesellschafts- und sozialpolitischen Zwecke ver-

fehlt. Das Wohngeld als einkommens- und subjektorientierte Förderung stellt hierbei eine 

sinnvolle und zielsichere Alternative dar. Eine Umstellung hin zur Subjektförderung durch 

einkommensabhängiges Wohngeld bietet sich auch deshalb an, da Wohnungen vermehrt 

aus der Bindung herausfallen und durch den Ankauf von Belegungsrechten in Höhe des in 

der Gesetzesbegründung genannten Umfanges nicht aufgefangen werden können. 

 

Wichtig ist es unserer Ansicht nach Investitionen in den Wohnungsbau zu stärken, etwa 

durch Steuererleichterungen, Wohnungsbauförderung in Ballungsräumen und kosten-

günstiges Bauland von den Kommunen. Auch die flexible Umwandlung von Büroflächen in 

Wohnraum sollte vorangetrieben werden. Dauerhafte Stabilität bei den Immobilien- und 

Mietpreisen kann nur durch ein ausreichendes Angebot auf dem Wohnungsmarkt erreicht 

werden. Hierfür müssen dringend Anreize gesetzt werden, die Impulse für den Wohnungs-

bau setzen, die Wohneigentumsbildung erleichtern und damit die Mieten bezahlbar halten.  

 

Die Finanzierung des Neubaus der Universitätsbibliothek für die Johann-Wolfgang-Goethe-

Universität Frankfurt am Main dient der Stärkung des Wissenschaftsstandorts und wird da-

her mitgetragen.  

 

Wir bitten unsere Anregungen bei den Beratungen zu berücksichtigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

         
Younes Frank Ehrhardt 

Geschäftsführer          
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- Versand per E-Mail –  
An den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses 
des Hessischen Landtags 
Herrn Wolfgang Decker 
 

   

 
 
 

  

DGB-Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und  
BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN für ein Gesetz über das Sondervermögen  
„Universitätsbibliothek Frankfurt am Main und Wohnraum- und Wohnumfeld- 
förderung“, Drucksache: 19/6296 
 

4. Juni 2018 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

hiermit möchten wir uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme bedanken.  

Der DGB-Bezirk Hessen-Thüringen lehnt den geplanten Gesetzentwurf zur Einrich-
tung eines Sondervermögens „Universitätsbibliothek Frankfurt am Main und Wohn-
raum- und Wohnumfeldförderung“ ab.  
Unserer Stellungnahme voranstellen möchten wir folgende grundsätzliche Positio-
nierung: Gerade im Rhein-Main-Gebiet und insbesondere in der Stadt Frankfurt ist 
Bauland für bezahlbaren und öffentlich geförderten Wohnraum extrem knapp. Da-
her dürfen öffentliche Grundstücke keinesfalls zu Höchstpreis verkauft werden, son-
dern müssen an diejenigen vergeben werden, die bestimmte qualitative Kriterien 
zur Schaffung von bezahlbarem und öffentlich gefördertem Wohnraum erfüllen. Der 
DGB spricht sich nachdrücklich dafür aus, dass öffentliche Grundstücke grundsätz-
lich in Erbpacht vergeben werden, damit diese auch längerfristig in öffentlicher 
Hand bleiben. 

Vor diesem Hintergrund kritisieren wir aufs Schärfste den Verkauf des Areals des 
ehemaligen Frankfurter Polizeipräsidiums durch das Land Hessen an einen privaten 
Investor. 

 

Zu dem vorliegenden Gesetzentwurf:  

Der Verkauf des Areals des ehemaligen Frankfurter Polizeipräsidiums erbringt einen 
Erlös in Höhe von insgesamt 212,5 Millionen Euro. In das Sondervermögen fließen 
laut vorliegendem Gesetzentwurf jedoch nur 210 Millionen Euro ein, weil 2,5 Milli-
onen Euro für Transaktionskosten u.ä. berechnet werden. Wir plädieren dafür, die 
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volle Summe in Höhe von 212,5 Millionen Euro in das Sondervermögen einzuzah-
len. Der gesamte Verkaufserlös sollte für die Schaffung von bezahlbarem und öf-
fentlich gefördertem Wohnraum verwendet werden. 

In einer gemeinsamen Pressemitteilung des hessischen Finanzministeriums und der 
GerchGroup mit dem Titel „Land verkauft Altes Polizeipräsidium Frankfurt für über 
200 Mio. € an Düsseldorfer Gerchgroup“ ist angegeben, dass 40 Prozent der ge-
samten Geschossfläche und davon 30 Prozent für öffentlich geförderten Wohnraum 
genutzt werden sollen. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass 70 Prozent für nicht-
öffentlich geförderten Wohnraum genutzt werden sollen. Es ist daher zu erwarten, 
dass die Mieten in dem betroffenen Areal deutlich ansteigen werden, was wiede-
rum Auswirkungen auf den Mietspiegel in dem Viertel insgesamt haben wird. 

Der DGB spricht sich nachdrücklich dafür aus, dass das Sondervermögen für die in § 
2 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 aufgeführten Zwecke verwendet wird, um die Wohnungsnot im 
Ballungsraum Rhein-Main-Gebiet und insbesondere in Frankfurt zu reduzieren. Ein 
massives Problem ist der Mangel an Sozialwohnungen, so dass das Sondervermö-
gen hierfür prioritär verwendet werden sollte.  

Die Finanzierung eines Neubaus der Bibliothek für die Johann-Wolfgang-Goethe-
Universität Frankfurt am Main steht hiermit nicht in Zusammenhang, ist sachfremd 
und bereits gemäß § 8 Hessisches Hochschulgesetz Aufgabe des Landes. Daher leh-
nen wir es nachdrücklich ab, dass das Sondervermögen für den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
geplanten Zweck verwendet wird. Dieser ist daher zu streichen.  

 

Wir möchten Sie bitten, unsere Änderungen und Ergänzungen in den vorliegenden 
Gesetzentwurf aufzunehmen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Liv Dizinger 
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Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden 

Hessischer Landtag 
Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses 
Postfach 3240 

65022 Wiesbaden 
 

 
 
 
 
 
Öffentliche Anhörung des Haushaltsausschusses zu dem 
Gesetzentwurf der Faktionen der CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz über das Sondervermögen 
"Universitätsbibliothek Frankfurt am Main und Wohnraum- 
Wohnumfeldförderung – LT-Drucks. 19/6296 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 

 

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 08.05.2018 und tei-

len Ihnen – nach Umfrage bei unseren Mitgliedstädten – 

mit, dass der Hessische Städtetag dem Gesetz über das Son-

dervermögen "Universitätsbibliothek Frankfurt am Main und 

Wohnraum- Wohnumfeldförderung - LT-Drucks. 19/6296, zu-

stimmt. 
 

Als besonders positiv möchten wir die Aufstockung der Mittel 

für die Belegungsrechte anmerken. Der Neuerwerb und die 

Verlängerung von auslaufenden Bindungen halten wir für ein 

adäquates Mittel, bezahlbaren Wohnraum für Haushalte mit 

geringem Einkommen zu erhalten.  

 

Auch der Erwerb von Grundstücken und der Aufbau eines Lie-

genschaftsfonds, der Erwerb von Belegungsrechten und der 

Erwerb von Genossenschaftsanteilen werden begrüßt. 

 

Ihre Nachricht vom: 
08.05.2018 
 
Ihr Zeichen: 
I A 2.7 
 
Unser Zeichen: 
TA 640.0 Hm/Ve 
 
Durchwahl: 
0611/1702-22 
 
E-Mail: 
veith@hess-staedtetag.de 
 
Datum: 
04.06.2018 
 
Stellungnahme-Nr.: 
055-2018 
 
 
 
 
 
 
 
 
,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verband der kreisfreien und  
kreisangehörigen Städte im 
Lande Hessen 
 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 
Telefon: 0611/1702-0 
Telefax: 0611/1702-17 
 
posteingang@hess-staedtetag.de 
www.hess-staedtetag.de 
 
Nassauische Sparkasse Wiesbaden 
BIC: NASSDE55 
IBAN: DE79 5105 0015 0100 0727 77
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Wir bitten um Berücksichtigung unserer Ausführungen. 

 

Wegen wichtiger zeitgleicher Gremientermine kann leider kein Vertreter des Hessischen 

Städtetages an der mündlichen Anhörung teilnehmen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Michael Hofmeister 
Referatsleiter 
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Arbeitsgemeinschaft der Hessischen Handwerkskammern 
Postfach 29 60 • 65019 Wiesbaden 

 
 

Hessischer Landtag 
Der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses 
Postfach 32 40 
65022 Wiesbaden 
 
per E-Mail 
 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für  
ein Gesetz über das Sondervermögen „Universitätsbibliothek Frankfurt  

4. Juni 2018 

am Main und Wohnraum- und Wohnumfeldförderung“, Drucks . 19/6296 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Decker, 
sehr geehrter Herr Zinß er, 
 
für die Möglichkeit zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Stellung zu nehmen, möchten wir uns bedanken.  
 
Wir haben den Gesetzentwurf durchgesehen und kommen zu dem Ergebnis, 
dass Belange des Handwerks durch den Gesetzentwurf nicht betroffen sind. 
 
Vor diesem Hintergrund werden wir auch zu der bereits terminierten Anhörung 
keinen Vertreter entsenden. 
 
Mit freundlichen Grüß en 
 
 
 
gez. Bernhard Mundschenk 
Geschäftsführer 
 

  

Unser Zeichen: II-TH-Kö 

Ansprechpartner: 
Markus Theil 
Telefon 0611 136-123 
Telefax 0611 136-8123 
markus.theil@hwk-wiesbaden.de 

Präsident 
Heinrich Gringel 

Geschäftsführer 
Bernhard Mundschenk 

Hausanschrift: 
Bierstadter Straße 45 
65189 Wiesbaden  

info@handwerk-hessen.de 
www.handwerk-hessen.de 

Arbeitsgemeinschaft der Hessischen 
Handwerkskammern –  
Die Dachorganisation der drei  
hessischen Handwerkskammern 
Frankfurt-Rhein-Main, Kassel und 
Wiesbaden.  
 
Wiesbadener Volksbank 
IBAN DE20 5109 0000 0000 2472 00 
BIC (Swift-Code) WIBADE5W 
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Frankfurt, 04.06.2018  
 

 

Schriftliche Stellungnahme der Goethe-Universität zur öffentlichen Anhörung des Haushaltsaus-

schusses des Hessischen Landtags zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 

90/Die Grünen für ein Gesetz über das Sondervermögen „U�iversitätsbibliothek Fra�kfurt a� Mai� 

und Wohnraum- u�d Woh�u�feldförderu�g“ �Drs. �9/6�96� am 13. Juni 2018 

Die Goethe-Universität ist dem Landtag dankbar, dass dieser das für die Universität und für die an 

der Campusmeile liegenden Wissenschaftsorganisationen elementare Thema des Bibliotheksneubaus 

im Haushaltsausschuss behandelt. 

Mit dem Neubau der Universitätsbibliothek kann die Standortneuordnung der Goethe-Universität 

vollendet werden; der Bau der Bibliothek ist der letzte große Baustein im Aufbau des Campus Wes-

tend. Die 2004 definierte Masterplanung kann abschließend realisiert werden, die Universität verfügt 

dann – neben dem Campus Riedberg, Niederrad und dem Standort in Ginnheim – über einen zusam-

menhängenden Campus am Westend, der die wesentlichen Universitätseinrichtungen vereint. Die 

Universitätsbibliothek wird wieder einer der zentralen Bestandteile des universitären Lebens und er-

möglicht dort konzentriert an einem Standort Forschung und Lehre.  

Der Umzug der Bibliothek ermöglicht die vollständige Räumung des Campus Bockenheim, der einer 

sinnvollen Nachnutzung zugeführt werden kann. Damit wird der seit rund eineinhalb Jahrzehnten an-

dauernde städtebaulicher Neuordnungsprozess in Frankfurt vorangetrieben, der die weitere Planung 

und Vollendung des Kulturcampus Bockenheim zulässt. 

Der Neubau der Bibliothek ist dringlich, da der denkmalgeschützte Altbau seine wirtschaftliche Nut-

zungsdauer bereits bei weitem überschritten hat und nur mit großem finanziellen Aufwand und star-

ken funktionalen Einschränkungen bis dato überhaupt betriebsfähig gehalten werden kann. Sowohl 

die Aufgaben der Bibliothek als auch die Anforderungen der NutzerInnen an eine für die Wissen-

schaft leistungsfähige Infrastruktur kann das bestehende Altgebäude nicht mehr im notwendigen 

Maß erfüllen. Durch die Auslagerung von Buchbeständen mittels Betrieb von Außenmagazinen kann 

die Zentralbibliothek auf dem Campus äußerst wirtschaftlich errichtet werden, erste Grobkosten-

s�hätzu�ge� gehe� �o� rd. ��5 Mio. € Baukoste� aus. Reguläre Ho�h�au�ittel aus de� �is ���5 lau-

fenden Heureka-Programm (I+II) des Landes stehen für diese Bauaufgabe nicht zur Verfügung. Nach 

bisheriger Einschätzung hätte der Altbau in Bockenheim bis in die 2030er Jahre betrieben werden 

müssen, was mit erheblichen Kosten im mindestens hohen siebenstelligen Bereich für Instandsetzun-

gen, Brandschutz, Sanierungen und funktionale Anpassungen verbunden wäre, die dennoch nicht die 

heutigen Anforderungen an eine Universitätsbibliothek erfüllen könnten.  

Daher wäre die Universität dem Landtag und der Landesregierung sehr dankbar, wenn Mittel des ge-

pla�te� So�der�er�öge�s i.H.�. �is zu ��5 Mio. € ge�. §� )�e�k des So�der�er�öge�s A�satz ��� 

Ziffer 1. des Gesetzesentwurfes eine kurzfristige Realisierung des anstehenden Projektes ermögli-

chen würde. Hiermit würde  

 der teure Betrieb und unwirtschaftliche Unterhalt des Altbaus begrenzt,  

 aufwendige Sanierungen im laufenden Betrieb für ein Gebäude abseits des neuen Universi-

tätscampus eingespart,  

 die Bibliothek den gegenwärtigen Anforderungen von Lehre und Forschung nachkommen 

und  

 die große Vision des Campus Westend sowie des Kulturcampus in Bockenheim in absehbarer 

Zeit realisiert werden können. 
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